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Die Verkehrsinfrastruktur umfasst den Aufbau und Betrieb sowohl 
von Wegeinfrastrukturen als auch von Verkehrskontrollsystemen. 
diskriminierungsfreier Zugang sowie eine kostendeckende 
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 1 Verkehrsinfrastrukturen als ökonomische Güter
Der Personen- und Güterverkehr auf Straßen (▷ Straßenverkehr), Schienen (▷ Schienenverkehr), 
Schifffahrtswegen (▷ Binnenschifffahrt) sowie in Luftkorridoren (▷ Luftverkehr) ist sehr heterogen. 
Gemeinsam ist diesen Verkehren allerdings, dass es sich um Verkehrsleistungen (Beförderung von 
Gütern und Personen mittels Zügen, Flugzeugen, Schiffen oder Lkw und Pkw) handelt, zu deren 
Bereitstellung die Inanspruchnahme von Verkehrsinfrastrukturen erforderlich ist. Die Verkehrsin-
frastruktur umfasst den Aufbau und Betrieb sowohl von Wegeinfrastrukturen (z. B. Gleisanlagen, 
Bahnhöfen, Straßen, Flughäfen) als auch von Verkehrskontrollsystemen (z. B. Flugüberwachung, 
Zugüberwachungssystemen, Leit- und Informationssystemen für den Straßenverkehr).
Knappheit in Netzen und damit einhergehende Stauprobleme sowie Kapazitätsengpässe 
gewinnen auch im Verkehrssektor eine zunehmende Bedeutung. Die Nachfrager von Verkehrs-
infrastrukturen sollten in ihrem Entscheidungsverhalten die Opportunitätskosten, also den Wert 
der bestmöglichen alternativen Verwendung einer Infrastrukturkapazität, möglichst umfassend 
berücksichtigen (vgl. Knieps 2009: 4 ff.; Knieps 2007: 41 ff.). Bewirken Unteilbarkeiten beim Aufbau 
von Verkehrsinfrastrukturen eine vollständige Nicht-Rivalität bei deren Inanspruchnahme, so ist 
die Erhebung einer Benutzungsgebühr zum Zwecke der Zuteilung der Kapazitäten nicht sinnvoll. 
Es verbleibt demnach die Aufgabe, das gesellschaftlich erwünschte Investitionsniveau festzulegen 
sowie dessen Finanzierung zu garantieren. Der Aufbau und Betrieb von Verkehrsinfrastrukturen 
wurde in der Vergangenheit daher auch in starkem Maße als Aufgabe des Staates angesehen, da 
es sich um öffentliche Güter handele, die von der öffentlichen Hand aus Steuermitteln zu finanzie-
ren seien. Bei steigender Nachfrage nach Verkehrsleistungen steigt gleichzeitig die (abgeleitete) 
Nachfrage nach Verkehrsinfrastruktur. Da in den letzten Jahrzehnten das Verkehrsvolumen eine 
markante Ausweitung erfahren hat, entstehen Stauprobleme auf einer Vielzahl von Flughäfen, 
Autobahnen und Schienennetzen. Die Nachfrager nach einer Verkehrsinfrastruktur ignorieren im 
Allgemeinen die Beeinträchtigungen, die eine zusätzliche Nutzung zu einem bestimmten Zeit-
punkt den anderen Nutzern auferlegt. Beispiele für solche Stauexternalitäten sind längere Abfer-
tigungszeiten, längere Wartezeiten, längere Fahrtzeiten etc. 
Das Vorliegen von Stauexternalitäten bedeutet nicht notwendigerweise, dass die Kapazitäts-
grenzen bereits erreicht sind. Anders liegt der Fall bei Verkehrsinfrastrukturen, die durch eine 
direkte Rivalität um die vorhandenen Kapazitäten gekennzeichnet sind und daher den Charakter 
eines privaten Gutes annehmen. Falls selbst nach einer geeigneten Internalisierung der Externa-
litätskosten durch Staugebühren ein zusätzliches Allokationsproblem verbleibt, handelt es sich 
um einen Kapazitätsengpass. Solche Engpässe können auf viel beflogenen Flughäfen, stark aus-
gelasteten Schienentrassen oder viel befahrenen Autobahnen auftreten. 
Bei der Untersuchung des Stauproblems wird zudem häufig von der Annahme ausgegangen, 
dass die Kapazitäten einer Verkehrsinfrastruktur ein homogenes Gut darstellen. Übernutzung 
führt hier zu einer für sämtliche Infrastrukturnutzer identischen Verschlechterung der Qualität 
in Form höherer Staukosten (Wartezeiten etc.). Ein grundsätzlich anderer Ansatz geht davon aus, 
dass es sich bei einer Verkehrsinfrastruktur nicht um ein homogenes Produkt handelt, sondern 
dass vielmehr unterschiedliche Qualitäten der Kapazität und damit einhergehende Produktdiffe-
renzierung eine zentrale Rolle spielen. Ein Beispiel hierfür ist die Produktdifferenzierung mittels 
unterschiedlicher Trassenqualitäten etwa in Form von Express-Trassen, Takt-Trassen oder auch 
Standard-Trassen (vgl. Knieps 2014b). 
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2 Grundprobleme einer Verkehrsinfrastrukturpolitik
Funktionsfähiger Wettbewerb auf den europäischen Verkehrsmärkten erfordert den diskriminie-
rungsfreien Zugang zu den Verkehrsinfrastrukturen für sämtliche aktive und potenzielle Anbieter 
von Verkehrsleistungen. Neben der Bedingung der Diskriminierungsfreiheit gilt es aber gleichzei-
tig, eine effiziente Allokation knapper Infrastrukturkapazitäten sowie die erforderliche Kosten-
deckung anzustreben (vgl. Knieps 2009: 17 ff.). Dabei liegt das Augenmerk vor allem auf den Mög-
lichkeiten und Wirkungen, die mit dem Einsatz von auslastungsabhängigen Benutzungsgebühren 
im Rahmen der Verkehrsinfrastrukturpolitik verbunden sind (BMWi 2014: 5 ff.).
• Effiziente Allokation der Verkehrsinfrastruktur – Gemeinsames Charakteristikum von Staupro- 
blemen und Kapazitätsengpässen ist, dass die Inanspruchnahme von Netzkapazitäten Oppor-
tunitätskosten verursacht, wobei die Höhe dieser Opportunitätskosten durch den Wert der 
bestmöglichen alternativen Verwendung einer Netzkapazität bestimmt wird. Den verschiede-
nen ökonomischen Lösungsmechanismen gemeinsam ist, dass sie darauf abzielen, dass die 
Nachfrager nach Netzkapazitäten in ihrem Entscheidungsverhalten diese Opportunitätskos-
ten möglichst umfassend berücksichtigen. So wird zum einen eine „optimale Staugebühr“ 
die kurzfristigen sozialen Grenzkosten einschließlich der Staukosten reflektieren und mit den 
Opportunitätskosten der Inanspruchnahme der Infrastrukturkapazitäten übereinstimmen 
(vgl. Knieps 2007: 41 ff.). Falls bei einer Erhebung optimaler Staugebühren zu bestimmten Zei-
ten die Kapazitätsgrenze erreicht wird und eine Überschussnachfrage nach Netzkapazitäten 
besteht, ergibt sich zum anderen die Notwendigkeit, eine Knappheitsrente abzuschöpfen. Die 
optimale Lösung besteht dann darin, einen (zeitabhängigen) Knappheitspreis zu erheben, der 
das durch die Kapazität der Verkehrsinfrastruktur gegebene Angebot mit der Nachfrage der 
Infrastrukturnutzer ausgleicht (vgl. Knieps 2014a: 4 ff.). Die Höhe der Staukosten hängt von 
der Dimensionierung der Wegeinfrastruktur ab. Hohe Staugebühren auf überlasteten Straßen 
stellen ein Indiz für den Bedarf an neuen Investitionen dar. Dabei hängt das optimale Investi-
tionsprogramm von der Höhe der Staugebühren ab. Es ist daher erforderlich, das Investitions- 
und das Gebührenproblem simultan zu lösen. Zusätzliche Investitionen in eine Infrastruktur 
sollten nur so lange getätigt werden, bis der zusätzliche Nutzen einer Kapazitätserweiterung – 
in Form reduzierter Staukosten – den zusätzlichen Kosten entspricht, und die Inanspruchnah-
me der Infrastrukturen sollte einer Benutzungsgebühr (Staugebühr) unterliegen, die der Höhe 
der kurzfristigen marginalen Externalitätskosten entspricht (vgl. Mohring/Harwitz 1962).
• Diskriminierungsfreier Zugang zur Verkehrsinfrastruktur – Marktkonforme Benutzungsgebüh-
ren müssen einen diskriminierungsfreien Zugang zu den Verkehrsinfrastrukturen gewähren. 
Aus ökonomischer Sicht liegt hierbei der Vorteil zweiteiliger Tarife (Grundgebühr in Verbin-
dung mit einer variablen Nutzungsgebühr) gegenüber einstufigen Tarifen darin, dass das Ziel 
der Deckung der fixen Kosten einer Verkehrsinfrastruktur erreicht werden kann, ohne durch 
erhebliche Aufschläge auf den variablen Preis die Verkehrsnachfrage in starkem Maße abzu-
schrecken (vgl. Knieps 2008: 212 ff.). Dabei muss allerdings sichergestellt sein, dass solche 




• Kostendeckende Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur – Die ökonomischen Charakteristika 
der Inanspruchnahme viel benutzter Verkehrsinfrastrukturen sind grundlegend verschieden 
von wenig ausgelasteten. Auf stark ausgelasteten Verkehrsinfrastrukturen führen Stauexter-
nalitäten bzw. die Rivalitäten bei der Inanspruchnahme dazu, dass der Allokationsfunktion 
eine zentrale Bedeutung zukommt. Optimale Benutzungsgebühren haben im Unterschied zu 
einer Finanzierung aus Steuermitteln die Funktion der Allokation vorhandener Kapazitäten. 
Dabei dürfen Finanzierungsinteressen nicht im Vordergrund stehen. Diese würden erfordern, 
bei einem Anstieg des Verkehrsaufkommens die Gebühren zu senken, da in diesem Fall der 
Finanzierungsanteil je Fahrt abnimmt. Falls zunehmende Skalenerträge beim Ausbau einer 
Verkehrsinfrastruktur vorliegen (wie z. B. bei Luftverkehrskontrollsystemen) und Benutzungs-
gebühren die Investitionskosten der Infrastruktur nicht decken, kann die Finanzierung des 
Restdefizits durch Aufschläge (entsprechend den Nachfrageelastizitäten) auf die sozialen 
Grenzkosten erfolgen (vgl. Knieps 2008: 233 ff.). Sind demgegenüber Kapazitäten von Ver-
kehrsinfrastrukturen aufgrund geringer Nachfrage im Überfluss vorhanden, so verlieren die 
Zugangspreise ihre Allokationsfunktion. Es verbleibt demnach in den schwach genutzten 
Verkehrsinfrastrukturen die Aufgabe, das gesellschaftlich (politisch) erwünschte Investitions-
niveau festzulegen sowie dessen Finanzierung durch die öffentliche Hand aus Steuermitteln 
zu garantieren. Das Ausmaß der Subventionierung sollte jedoch nicht dem Zufall überlassen 
bleiben (vgl. Wissenschaftlicher Beirat BMVBW 1999: 442). Erforderlich ist vielmehr die trans-
parente Ausübung des Bestellerprinzips im politischen Prozess, beispielsweise defizitäre 
Strecken im Rahmen eines Ausschreibungswettbewerbs zu finanzieren. Grundsätzlicher stellt 
sich die Frage nach der Investitionspolitik der öffentlichen Hand, insbesondere im Rahmen 
der ▷ Bundesverkehrswegeplanung (vgl. Aberle 2009: 454 ff.).
3 Regulierung des Zugangs zu Verkehrsinfrastrukturen
Verkehrsinfrastrukturen ermöglichen bei Vorliegen von Bündelungsvorteilen in Kombination mit 
irreversiblen Kosten das Auftreten monopolistischer Bottlenecks, die weder durch aktiven noch 
durch potenziellen Wettbewerb gekennzeichnet sind. Die Regulierung dieser netzspezifischen 
Marktmacht bleibt auch in geöffneten Märkten eine wichtige staatliche Aufgabe. Insbesondere 
muss vermieden werden, dass Marktmacht im Bereich der Verkehrsinfrastrukturen missbraucht 
wird, um den aktiven und potenziellen Wettbewerb auf den komplementären Verkehrsmärkten zu 
verzerren (vgl. Knieps 2011). 
 Bündelungsvorteile und irreversible Kosten treten typischerweise bei Wegeinfrastrukturen 
(Schienenwegen, Bahnhöfen, Flughäfen etc.) auf, sodass für Anbieter von Verkehrsleistungen kei-
ne aktiven Substitute verfügbar sind, um Kunden zu erreichen, und die Infrastruktureinrichtung 
auch nicht ökonomisch sinnvoll dupliziert werden kann. Die Marktmachtregulierung sollte sich 
auf diejenigen Teilbereiche von Verkehrsinfrastrukturen beschränken, die die Charakteristika 
eines monopolistischen Bottlenecks erfüllen. Neben der Gewährleistung eines diskriminierungs-
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